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Ziel dieser Arbeit ist es, einen Ä Uberblick Ä uber die Modellierung des Staatssektors
in strukturellen makroÄ o k o n o m e t r i s c h e nM o d e l l e nz ug e b e n .y Modelle dieses Typs
werden im wesentlichen zur Prognose der wirtschaftlichen Entwicklung und zur Po-
litikanalyse eingesetzt. Daher werden die Modellierungen des Staatssektors hinsicht-
lich ihrer Vor- und Nachteile in bezug auf diese Anwendungsbereiche untersucht. Es
kann nur eine Auswahl hinreichend dokumentierter Modelle berÄ ucksichtigt werden,
wobei aber versucht wird, ein mÄ oglichst breites Spektrum unterschiedlicher AnsÄ atze
der letzten 30 Jahre abzudecken.
Betrachtet werden zum einen Modelle, die als Hauptziel die Abbildung der deut-
schen Wirtschaft haben. Dazu zÄ ahlen das Sysifo-Modell, das Freiburger Modell,
das Konstanzer Ungleichgewichtsmodell sowie das Mehr-LÄ ander-Modell der Bundes-
bank. Zum anderen wird die Modellierung des Staatssektors in einigen auslÄ andischen
Modellen untersucht. Es werden exemplarisch das Fair-Modell, das Quarterly Pro-
jection Model der Bank of Canada sowie das Multimod Mark III-Modell des Inter-
national Monetary Fund ausgewÄ ahlt. Die beiden zuletzt genannten Modelle wur-
den ausgewÄ ahlt, weil sie im Gegensatz zu den anderen Modellen ein langfristiges
Wachstumsgleichgewicht sowie vorausschauende Erwartungen aufweisen. Aus der
Notwendigkeit, das Wachstumsgleichgewicht zu erreichen, ergeben sich Restriktio-
nen fÄ ur die Geld- und Fiskalpolitik, die in den anderen hier vorgestellten Modellen
nicht berÄ ucksichtigt werden.
Im folgenden Abschnitt werden die Staatssektoren der einzelnen Modelle vorgestellt.
Die Staatssektoren der deutschen Modelle weisen ein recht einheitliches Bild auf.
Neben einigen Unterschieden in der Spezi¯kation der Einnahmen- und Ausgaben-
gleichungen weichen diese Modelle hauptsÄ achlich im Aggregationsgrad des Staats-
sektors voneinander ab. Anschlie¼end werden die auslÄ andischen Modelle dargestellt,
die im Vergleich zu den deutschen Modellen einen tendenziell stÄ arker aggregierten
Staatssektor enthalten.
yDieses Diskussionspapier gehÄ ort zu einer Reihe von Arbeitspapieren, die im Rahmen der Ar-
beitsgruppe "MakroÄ okonometrisches Modell" an der Martin-Luther-UniversitÄ at Halle-Wittenberg
zusammen mit Wissenschaftlern des Instituts fÄ ur Wirtschaftsforschung Halle (IWH) und des Insti-
tuts fÄ ur Agrarentwicklung in Mittel- und Osteuropa (IAMO) entstanden sind. Die Arbeitsgruppe
hat das Ziel, ein makroÄ okonometrisches Modell fÄ ur Deutschland im Kontext der EuropÄ aischen
Wirtschafts- und WÄ ahrungsunion zu entwickeln, das als Instrument fÄ ur die kurz- bis mittelfristige
Konjunktur- und Wachstumsanalyse geeignet sein soll. Die einzelnen BeitrÄ a g es i n di nd e rR e i h e
der Diskussionspapiere des IWH Nr. 113 bis 119 erschienen.
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In einer Schlu¼betrachtung werden die wesentlichen Ergebnisse zusammengefa¼t.
Der Staatssektor eines makroÄ okonometrischen Modells der deutschen Wirtschaft
sollte so gestaltet sein, da¼ aktuelle ¯skalpolitische Fragestellungen quantitativ un-
tersucht werden kÄ onnen. Daher wird versucht, die relative Vorteilhaftigkeit der




Das Sysifo-Modell wurde seit der ersten HÄ alfte der siebziger Jahren von Uwe West-
phal und Gerd Hansen entwickelt. Die Version 3.2p des Jahres 1996 besteht aus
1368 Gleichungen, davon etwa ein FÄ unftel Verhaltensgleichungen. Insgesamt wer-
den etwa 2000 Zeitreihen (Quartalsdaten) verwendet. Seit Anfang der achtziger
Jahre wird das Modell als deutscher Beitrag zum internationalen Modellverbund
"Project LINK" der Vereinten Nationen verwendet. Das Modell enthÄ alt einen ost-
und einen westdeutschen Teil. Auf den letzteren Teil entfallen etwa drei Viertel
der Gleichungen, weil er die Input-Output-Ver°echtungen des Jahres 1990 fÄ ur 13
Sektoren einschlie¼t (Dieckmann, Westphal, 1998, S. 96f).
Unter den hier betrachteten Modellen ist Sysifo nicht nur insgesamt das mit Abstand
grÄ o¼te, auch die Modellierung des Staatssektors ist in keinem anderen Modell so
detailliert wie im Sysifo-Modell. Ein detaillierter Staatssektor gehÄ orte von Anfang
an zur Zielsetzung der Modellbauer:
"FÄ ur die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland ist neben dem
hohen Anteil der Au¼enwirtschaft zugleich auch die hohe quantitative
Bedeutung aller Ma¼nahmen zur Einkommensumverteilung charakteri-
stisch. Es mu¼ deshalb in einem Ä okonometrischen Modell versucht wer-
den, die wirtschaftspolitischen Instrumente und die sonstigen institu-
tionellen Gegebenheiten im Bereich der Steuern, Sozialversicherungsbei-
trÄ age sowie Transferzahlungen der quantitativen Bedeutung angemessen,
d.h. detailliert abzubilden" (Hansen, Westphal, 1983, S.5).
5IWH IWH IWH
Entsprechend werden beispielsweise die Einnahmen- und Ausgabenkonten von
Renten-, Kranken- und Arbeitslosenversicherung getrennt ausgewiesen. Seit 1990
werden die Konten der staatlichen Einnahmen und Ausgaben im Modell getrennt fÄ ur
West- und Ostdeutschland gefÄ uhrt. Diese Trennung soll die innerdeutschen Trans-
ferleistungen sichtbar machen (Dieckmann, Westphal, 1995, S. 86®).
Im Sysifo-Modell steht eine gro¼e Anzahl exogener Variablen im Bereich der Staats-
einnahmen und -ausgaben zur VerfÄ ugung, die zur Politikanalyse verwendet werden
kÄ onnen. Bei den Staatsausgaben sind die realen Bau- und AusrÄ ustungsinvestitionen,
die realen Ausgaben der GebietskÄ orperschaften und der Sozialversicherung fÄ ur die
laufende Produktion sowie der Personalbestand des Staatssektors exogen. Auf der
Einnahmenseite kÄ onnen der Einkommensteuertarif, die BeitragssÄ atze zur Sozialver-
sicherung, die indirekten SteuersÄ atze, die BundeszuschÄ usse zur Rentenversicherung
und zur Bundesanstalt fÄ ur Arbeit, die AnpassungssÄ atze fÄ ur Renten und Sozialhil-
fe sowie das Kindergeld exogen variiert werden. Alle anderen Einnahmen- und
Ausgabenvariablen werden endogen modelliert, wobei versucht wurde, die jeweili-
gen rechtlichen Bestimmungen so genau wie mÄ oglich abzubilden. Weiter hat man
versucht, die gesetzlichen Indexierungsregeln der staatlichen Einnahmen und Aus-
gaben mÄ oglichst genau zu erfassen, um die Auswirkungen stabilisierungspolitischer
Ma¼nahmen sicherer abschÄ a t z e nz uk Ä onnen. Beispielsweise wurde die Anpassungs-
formel der Rentenreform von 1992 aufgenommen, so da¼ die Renten zum 1. Juli
des laufenden Jahres um den gleichen Prozentsatz ansteigen wie der durchschnittli-
che Nettolohn eines Arbeitnehmers im Vorjahr. Die SozialhilfesÄ atze werden jedoch
nicht angepa¼t, weil hier die gesetzliche Regelung fehlt (Dieckmann, Westphal, 1995,
S. 89).
2.1.1 Steuern
Von den mehr als 30 Einzelsteuern des deutschen Steuersystems werden im Sysifo-
Modell die 15 wichtigsten Ä uber Aufkommensgleichungen modelliert. Bei den direkten
Steuern werden z.B. Lohn-, veranlagte Einkommen-, KÄ orperschaft- und VermÄ ogen-
steuer geschÄ atzt, bei den indirekten Steuern Umsatz-, MineralÄ ol-, Tabak-, Gewerbe-
und Grundsteuer. Damit werden mehr als 90 Prozent des gesamten Steueraufkom-
mens abgedeckt (Dieckmann, Westphal, 1995, S. 91).
Eine so starke Disaggregation der Steuern wird als notwendig erachtet, weil die
einzelnen Steuern sich quantitativ unterschiedlich entwickelt haben, die Tarife un-
terschiedlich gestaltet sind und die Veranlagungsverfahren sich ebenfalls stark un-
terscheiden (KrÄ oger, 1983, S. 394).
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Das Aufkommen einer Einzelsteuer wird im Sysifo-Modell stilisiert wie folgt erklÄ art:
T = ® + ¯ (tB); (1)
wobei t der Steuersatz und B die Bemessungsgrundlage ist; ® und ¯ sind zu schÄ atzen-
de Koe±zienten. Im konkreten Fall mÄ ussen steuerliche Sonderregelungen und Zeit-
verzÄ ogerungen berÄ ucksichtigt werden (Dieckmann, Westphal, 1995, S. 91). Im fol-
genden wird die Modellierung der Lohn-, Mehrwert- und MineralÄ olsteuer skizziert.
Lohnsteuer
Die Lohnsteuergleichung ist im Sysifo-Modell im Vergleich zu den anderen hier vor-
gestellten Modellen sehr aufwendig gestaltet. Aufgrund des progressiven Tarifs der
Lohnsteuer ist der einfache Ansatz (1) nicht angemessen. Statt dessen wird die Ver-
teilung der Einkommen berÄ ucksichtigt, um die mit steigendem Einkommen wach-
sende Durchschnittsbelastung zu erfassen. ZusÄ atzlich wird die Splittingregelung fÄ ur
zusammenveranlagte Ehepaare berÄ ucksichtigt.
Da keine durchgehenden Reihen fÄ ur die Einkommensverteilung verfÄ ugbar sind, wird
die aktuellste Lohnsteuerstatistik des Statistischen Bundesamtes verwendet. Man
betrachtet getrennt die Verteilung der BruttolÄ ohne, die nach der Grundtabelle ver-
steuert werden, und die Verteilung der BruttolÄ ohne, die gemÄ a¼ der Splittingtabel-
le versteuert werden. Diese Verteilungen werden jeweils durch eine Lognormal-
Verteilung approximiert, deren Erwartungswert ¹ und Standardabweichung ¾ aus
den Quantilen der beobachteten Verteilung der individuellen Einkommen y wie folgt
ermittelt werden:
¹ =l o gy50% ¾ =
1
2 ¤ 0;675
[log y75% ¡ log y25%]:
Der Vergleich mit Ä alteren Einkommensteuertabellen zeigt, da¼ sich ¾ im Zeitablauf
nahezu nicht verÄ andert hat, wÄ ahrend ¹ sich proportional zum durchschnittlichen
Bruttojahreslohnes eines Arbeitnehmers entwickelt hat. Entsprechend werden die
Parameter im Modell fortgeschrieben (KrÄ oger, 1983, S. 395®; Dieckmann, Westphal,
1995, S. 91®).
Im nÄ achsten Schritt wird mit Hilfe der approximierten Einkommensverteilungen ein









f(1 ¡ g) ¢ YL¢ asi=yig¢t((yi ¡ z)=2) ¤ 2:
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Dabei bezeichnet YL die gesamte Bruttolohn- und -gehaltsumme, deren Anteil g
gemÄ a¼ der Grundtabelle versteuert wird. Entsprechend ist (1 ¡ g) der Anteil, der
auf die Splittingtabelle entfÄ allt. Weiter bezeichnen agi und asi die Anteile der Steu-
erp°ichtigen in der Einkommensklasse i,d i eg e m Ä a¼ der Grund- bzw. der Split-
tingtabelle versteuert werden. Schlie¼lich mu¼ noch die Steuertari®ormel t(yi ¡ z)
berÄ ucksichtigt werden, wobei yi das mittlere Einkommen der jeweiligen Gruppe an-
gibt und z die zulÄ assigen AbzugsbetrÄ age darstellt. Im letzten Schritt wird das ¯ktive
Aufkommen T a als Regressor zur ErklÄ arung des tatsÄ achlichen Lohnsteueraufkom-
mens verwendet (KrÄ oger, 1983, S. 397®; Dieckmann, Westphal, 1995, S. 93f).
Einige wichtige Bestimmungsfaktoren des Lohnsteueraufkommens kÄ onnen laut
KrÄ o- ger (1983, S. 402f) in der Modellierung nicht berÄ ucksichtigt werden. Dazu
gehÄ oren beispielsweise die Einkommensteuerklassen. Um diese in die Einkommen-
steuergleichung aufzunehmen, mÄ u¼te die Einkommensverteilung jeder Steuerklasse
getrennt approximiert werden, und es mÄ u¼ten Annahmen Ä uber die strukturellen
VerÄ anderun- gen der SteuerklassenzugehÄ origkeit getro®en werden. Die Datenlage
lasse ein solches Vorgehen nicht zu.
Mehrwertsteuer
Im Hinblick auf die unterschiedlichen MehrwertsteuersÄ atze (normaler und vermin-
derter Satz) wÄ are es sinnvoll, das zu den einzelnen SteuersÄ atzen gehÄ orige Aufkom-
m e ng e t r e n n tz us c h Ä atzen. Die Deutsche Bundesbank weist jedoch nur das ge-
samte Aufkommen aus. Daher scheidet dieser Ansatz aus. Statt dessen versuchte
man, die Trennung in normalen und verminderten Mehrwertsteuersatz indirekt zu
berÄ ucksichtigen. Es wurden drei alternative Aufkommensgleichungen geschÄ atzt (Eh-
lers, Hansen, 1983, S. 421®):
a) Im ersten Ansatz wurden aus den Umsatzsteuerstatistiken die Anteile der End-
nachfrage, die mit dem vollen und dem verminderten Steuersatz belastet wer-
den interpoliert, so da¼ Zeitreihen der Anteile entstehen. Daraus lÄ a¼t sich
dann eine Aufkommensfunktion bestimmen.
b) Alternativ wurde der Konsum von Nahrungsmitteln als Bemessungsgrundlage
fÄ ur den verminderten Steuersatz verwendet, da hauptsÄ achlich diese GÄ utergrup-
pe mit dem verminderten Satz belastet werden. Die Di®erenz zwischen Ge-
samtkonsum und Nahrungsmittelkonsum gibt dann nÄ aherungsweise den Kon-
sum an, der mit dem vollen Satz belastet wird.
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c) In einem dritten Ansatz hat man auf die Unterscheidung der Bemessungs-
grundlage verzichtet.
In der aktuellen Version des Sysifo-Modells wird Ansatz b) verwendet. Die Gleichung
fÄ ur das Mehrwertsteueraufkommen T der alten BundeslÄ ander sieht wie folgt aus























2 =0 ;99; DW =0 ;95; SE =0 ;68:
Unter den Koe±zienten sind die betraglichen t-Statistiken in Klammern angegeben.
Dabei sind CN$ die nominalen Ausgaben fÄ ur Nahrungsmittel, B$ die Summe der
nominalen inlÄ andischen Endnachfragekomponenten, OMW$ die nominalen Westein-
fuhren der neuen BundeslÄ ander und t schlie¼lich der normale Mehrwertsteuersatz.
Alle nominalen GrÄ o¼en enthalten die Mehrwertsteuer. Der Faktor vor dem ersten
Produkt in der ersten eckigen Klammer besagt, da¼ 80 Prozent der Nahrungsmittel
mit dem verminderten Satz besteuert werden. Wie bei einem proportionalen Tarif
zu erwarten, liegen die Steigungskoe±zienten in Gleichung (2) in der NÄ ahe von Eins.
MineralÄ olsteuer
Die besteuerten MineralÄ olsorten sind im wesentlichen Benzin, Diesel, HeizÄ ol und
SchwerÄ ol. Die Sorten werden mit unterschiedlichen MehrwertsteuersÄ atzen belastet.
Au¼erdem hat sich der Verbrauch der Sorten im Zeitablauf unterschiedlich ent-
wickelt, so da¼ man sich fÄ ur eine getrennte Modellierung der VerbrÄ auche entschlossen
hat (Ehlers, Hansen, 1983, S. 425).
Die Modellierung der Absatzmengen wird beispielhaft am Benzinverbrauch
erlÄ autert, weil er die wichtigste Komponente fÄ ur das MineralÄ olsteueraufkommen bil-
det. ErklÄ art wird die Wachstumsrate des Durchschnittsverbrauchs in AbhÄ angigkeit
von
² dem technisch bestimmten Verbrauch pro Kilometer bei gegebenem Hubraum,
² den gefahrenen Kilometern pro PKW einer bestimmten Hubraumklasse,















mit i =1 ;2;3;:::Hubraumklassen, SPt Benzinverbrauch im Quartal t, Bt gesamter
Hubraum in t und kit gefahrene Kilometer pro PKW einer bestimmten Hubraum-
klasse. Der Ansatz (3) kann jedoch nicht direkt geschÄ atzt werden, weil die Daten
nicht in hinreichend disaggregierter Form vorliegen (Ehlers, Hansen, 1983, 427f).
Daher werden fÄ ur die drei Komponenten folgende Annahmen getro®en:







2. Mit steigenden PKW-Bestand pro Tausend der BevÄ olkerung (B)n i m m ts o w o h l
die Zahl der Zweitwagen wie auch die Zahl der Arbeitnehmer als Fahrzeug-
halter zu. Der Anteil der Zweitwagen wird sich mit steigender Bestandsdichte
B jedoch stabilisieren. Au¼erdem dÄ urfte die Entwicklung der Benzinpreise Pp
und des Einkommens pro Kopf ECO=N eine Rolle spielen.
Diese Ä Uberlegungen fÄ uhren zur SchÄ atzgleichung














¡ 0;092865lnPpt¡1 +0 ;45273lnECO=Nt¡1
R2 =0 ;865 DW1=1 ;29 DW4=1 ;65:
Die Trend- und die Bestandsvariable erweisen sich als stark korreliert, weshalb die
Trendvariable bei der endgÄ ultigen SchÄ atzung vernachlÄ assigt wird. HinzugefÄ ugt wer-
den Saisondummies Q. Die t-Statistiken der letzten beiden Koe±zienten sind nicht
dokumentiert. Die Verbrauchsgleichungen fÄ ur Diesel, HeizÄ ol und SchwerÄ ol werden
analog ermittelt (Ehlers, Hansen, 1983, S. 427®).
2.1.2 Sozialversicherungen
Das Sysifo-Modell erfa¼t sowohl die Einnahmen der Zweige der Sozialversicherun-
gen als auch die Arbeitgeber- und ArbeitnehmerbeitrÄ age getrennt. Dies wird zum
einen damit begrÄ undet, da¼ sich die BeitrÄ age in den einzelnen Versicherungen un-
terschiedlich entwickelt haben, zum anderen damit, da¼ der Versichertenkreis in
den einzelnen Versicherungen nicht identisch ist. Alle BeitragssÄ atze zur Sozialver-
sicherung sind im Sysifo-Modell exogen. Dies ist problematisch, weil mittelfristig
durchaus eine Beziehung zwischen den Ausgaben der Sozialversicherungen und den
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BeitragssÄ atzen besteht. Eine endogene Modellierung der Anpassungszeitpunkte sei
jedoch mit gro¼en Schwierigkeiten verbunden, z.B. dadurch, da¼ die einzelnen Bei-
tragssÄ atze durch unterschiedliche Institutionen festgelegt werden (Neutmann, 1983,
S. 439®).
Die Sysifo-Version von 1983 berÄ ucksichtigt die Beitragsbemessungsgrenzen der je-
weiligen Versicherungen, um die Bemessungsgrundlagen mÄ oglichst genau abschÄ atzen
zu kÄ onnen (Neutmann, 1983, S. 442®); die aktuelle Version vernachlÄ assigt dieses
Problem.
Die Gleichungen der Arbeitnehmer- (TNSRV)u n dA r b e i t g e b e r b e i t r Ä age (TGSRV)
zur Rentenversicherung haben die Form
TNSRV = ®1 + ®2 (0;5 ¢ UTSRV ¢ YL )( 4 )
TGSRV = ¯1 + ¯2 (0;5 ¢ UTSRV ¢ YL );
also das Produkt aus dem Beitragssatz zur Rentenversicherung UTSRV und der
um BeamtenbezÄ uge gekÄ urzten Bruttolohn- und -gehaltsumme YL , wobei von einer
hÄ alftigen Aufteilung ausgegangen wird. Laut Dieckmann und Westphal (1995, S.
102) liegen die SchÄ atzwerte etwas unter Eins, da geringfÄ ugig BeschÄ aftigte gar nicht
und Personen mit hohem Einkommen nur bis zur Beitragsbemessungsgrenze versi-
cherungsp°ichtig sind.
Weiter werden Verhaltensgleichungen fÄ ur die Bruttoeckrente, die Rentenausgaben
und den Bundeszuschu¼ zur Rentenversicherung unter BerÄ ucksichtigung der Ren-
tenreform von 1992 geschÄ atzt. Exogen bleibt nur noch der Beitragssatz UTSRV,
weil dieser keiner strikten Anpassungsregel folgt. Wenn der Anwender realitÄ atsnahe
Simulationen durchfÄ uhren will, mu¼ er also den Rentensatz exogen anpassen, wenn
die Schwankungsreserve erheblich von einer Monatsausgabe der Rentenversicherung
abweicht (Dieckmann, Westphal, 1995, S. 101f).
Die Aufkommensgleichung der Krankenversicherung ist analog zu Gleichung (4) mo-
delliert. Hier sind sowohl die realen Ausgaben als auch der durchschnittliche Bei-
tragssatz exogen. Daher sollte der Anwender in Experimenten darauf achten, da¼ er
bei anhaltenden Finanzierungssalden entweder den Beitragssatz oder die Sachaus-
gaben anpa¼t (Dieckmann, Westphal, 1995, S. 104).
Die Einnahmen der Arbeitslosenversicherung sind ebenfalls nach dem Muster von
Gleichung (4) geschÄ atzt. Auf der Ausgabenseite der Arbeitslosenversicherung wird
die Zahl der Bezieher von Arbeitlosenhilfe H und Arbeitslosengeld G mit Hilfe eines
Fehlerkorrekturmodells modelliert. Dahinter steht die Beobachtung, da¼ die Zahl
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der EmpfÄ anger von Arbeitslosengeld negativ und die Zahl der EmpfÄ anger von Ar-
beitslosenhilfe positiv mit der Arbeitslosenquote korreliert sind. Der Grund dafÄ ur
ist, da¼ mit anhaltend hoher Arbeitslosigkeit die Bezieher von Arbeitslosengeld zu-
nehmend Arbeitslosen- oder Sozialhilfe beziehen. Die folgenden Gleichungen sollen
diese Dynamik abbilden:

















2 =0 ;67 SE =1 6 ;1 DW =0 ;99:
Dabei ist U die Zahl der registrierten Arbeitslosen. Die Gleichungen lassen sich wie
folgt interpretieren: Bei einem kurzfristigen Anstieg der Arbeitslosen U steigt die
Zahl der EmpfÄ anger von Arbeitslosengeld um 65 000 und die Zahl der EmpfÄ anger
von Arbeitslosenhilfe um 18000. Wenn die Zahl der Arbeitlosen langfristig auf
dem hÄ oheren Niveau verbleibt, erhalten nur noch 35 000 Personen Arbeitslosengeld,
wÄ ahrend 33000 Personen Arbeitslosenhilfe erhalten. Die restlichen 32000 Perso-
nen erhalten weder Arbeitslosenhilfe noch Arbeitslosengeld (Dieckmann, Westphal,
1995, S. 106f)yy
2.1.3 Staatliche Verschuldung und Zinszahlungen
Da im Sysifo-Modell sowohl einnahmen- als auch ausgabenbestimmende Variablen
exogen gesetzt sind, mu¼ der Anwender fÄ ur realitÄ atsnahe Politiksimulationen darauf
achten, da¼ mÄ oglicherweise entstehende Hauhaltsde¯zite in einem grundgesetzkon-
formen Rahmen bleiben.
Andere Modelle, wie z.B. das QPM der Bank of Canada, weisen ein langfristiges
Gleichgewicht auf, in dem das VerhÄ altnis der Staatsschuld zum Bruttoinlandspro-
dukt konstant ist. Diese VerhÄ altnis wird exogen vorgegeben. Ebenso sind die Aus-
gaben im QPM exogen. Der Steuertarif wird Ä uber eine Reaktionsfunktion so ge-
steuert, da¼ die dynamische Anpassung zum Steady State gewÄ ahrleistet ist (Black
[u.a.], 1994, S. 17f).
yyBei Dieckmann und Westphal (1995, S. 106) wird die Zahl der EmpfÄ anger von Arbeitslosen-
hilfe H durch die Gleichung ¢Ht = ¡10;6+0 ;10((U ¡ G) ¡ H)t¡1 +0 ;18¢Ut bestimmt. Diese
Gleichung ist jedoch nicht mit der sich anschlie¼enden Interpretation der Gleichung vereinbar. Hier
dÄ urfte ein Druckfehler vorliegen. Einsetzen des Koe±zienten 0,51 in die Kointegrationsbeziehung
macht die Gleichung mit der Interpretation konsistent.
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Das eher kurz- bis mittelfristig ausgerichtete Sysifo-Modell weist kein solches Steady
State auf, es gibt also keine Mechanismen, die in einer Politiksimulation ein beliebig
wachsendes oder fallendes VerhÄ altnis der Staatsschuld zum Bruttoinlandsprodukt
verhindern. Dem selbstverstÄ arkenden Zusammenhang zwischen Haushaltsde¯ziten,
Staatsschulden und Zinsbelastung des Staates wurde jedoch insofern Rechnung ge-
tragen, da¼ eine Gleichung fÄ ur die Zinszahlungen geschÄ atzt wurde:







Dabei ist r das exponentiell gewichtete Mittel der Umlaufsrendite fest-
verzinslicher Wertpapiere, weil aufgrund der langen Laufzeiten die Zins-
belastung des Staates nicht sofort auf ZinsÄ anderungen reagiert. Das
Produkt aus Verbindlichkeiten und Zins wird mit 0,25 multipliziert,
weil Quartalszahlungen betrachtet werden (Dieckmann, Westphal, 1995,
S. 89).
2.2 Das Freiburger Modell
Das Freiburger Modell zÄ ahlt zu den ersten westdeutschen Modellen, da die
Ä alteste Version bereits 1969 entwickelt wurde. Das Modell verwendet - wie
das Sysifo-Modell - Quartalsdaten. Es umfa¼t aktuell 165 Gleichungen, von
denen 65 Ä okonometrisch geschÄ atzt sind. Dazu werden saisonbereinigte Zeitrei-
hen mit einer LÄ ange von 130 Quartalen verwendet. Die Gleichungen wer-
den mit der Kleinsten-Quadrate-Methode geschÄ atzt, wobei teilweise Fehlerkor-
rekturansÄ atze berÄ ucksichtigt werden (LÄ udeke, 1998, S. 47f; Heilemann, 1998,
S. 18).
Die Verwendung von vergleichsweise langen Zeitreihen wird damit begrÄ undet, da¼
mehrere Konjunkturzyklen erfa¼t werden kÄ onnen. Man verhindert so, da¼ die Dyna-
mik des Modells nur von den Besonderheiten eines speziellen Konjunkturzyklusses
bestimmt wird. Bei der Verwendung langer Zeitreihen wird jedoch die Annahme
der Strukturkonstanz im Modell Ä au¼erst fraglich. Diesen Einwand versuchen die
Modellbauer zu entkrÄ aften, indem sie die Gleichungen mit zeitvariablen Parametern
schÄ atzen. Ein solcher Parameter liegt vor, wenn er systematisch von einer oder
mehreren erklÄ arenden Variablen abhÄ angt (LÄ udeke, 1998, S. 52f; LÄ udeke, Hummel,
RÄ udel, 1989, S. 1).
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Bei der Modellierung zeitlich variierender Paramter hat man die Wahl zwischen
einem deterministischen und einem stochastischen Ansatz. In der Version des Frei-
burger Modells von 1989 hat man sich noch fÄ ur den stochastischen Ansatz entschie-
den. Die jeweiligen Gleichungen wurden dann mit einem eigens dafÄ ur entwickelten
iterativen Maximum-Likelihood-Ansatz geschÄ atzt (LÄ udeke, Hummel, RÄ udel, 1989,
S. 113®). In der aktuellen Version wird jedoch der deterministische Ansatz be-
vorzugt. Dieser Richtungswechsel wird mit den 'heroischen' Annahmen bezÄ uglich
der StÄ orvariablen begrÄ undet, die nach Meinung von LÄ udeke (1998, S. 53) in einem
makroÄ okonometrischen System kaum erfÄ ullt sein dÄ urften.
Der Staatssektor im Freiburger Modell weist eine Ä ahnlich hohe Disaggregation auf
wie der Staatssektor im Sysifo-Modell. Bei der Abgrenzung der Einnahmen und
Ausgaben hat man sich im wesentlichen an der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung orientiert. Wie im Sysifo-Modell werden die wichtigsten direkten und indi-
rekten Steuern sowie die SozialversicherungsbeitrÄ age endogen modelliert (LÄ udeke,
Hummel, RÄ udel, 1989, S. 45).
2.2.1 Einnahmen
Die ErklÄ arung der Steuern folgt dem einheitlichen Schema
Steuerbetrag = a0 + a1 ¢ Steuersatz ¢ Bemessungsgrundlage (5)
oder
Steuerbetrag = b0 + b1t ¢ Bemessungsgrundlage (6)
b1t = ¯0 + ¯1 ¢ Steuersatz: (7)
Nach Einsetzen von (7) in (6) geht die Bemessungsgrundlage sowohl additiv als
auch multiplikativ in die Steuergleichung ein (LÄ udeke, Hummel, RÄ udel, 1989, S.
46f). In der aktuellen Version des Modells enthÄ alt Gleichung (7) keinen StÄ orterm,
daher handelt es sich um einen deterministischen Ansatz variabler Koe±zienten.
Lediglich die Gleichungen fÄ ur die Lohn- und fÄ ur die gesamte Einkommensteuer
weichen von diesem Grundschema ab.
Lohnsteuer
Im Freiburger Modell hat man einen einfacheren Weg zur Bestimmung des Lohnsteu-
eraufkommens gewÄ ahlt als im Sysifo-Modell. In einem ersten Schritt wird die Steuer-
schuld eines Arbeitnehmers mit durchschnittlichem Einkommen gemÄ a¼ dem aktuel-
len Grundtarif errechnet. Die Progression des Lohnsteuertarifs wird nur nÄ aherungs-
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weise berÄ ucksichtigt, indem die Steuerschuld auch fÄ ur das doppelte und das hal-
be Durchschnittseinkommen gemÄ a¼ Grundtarif berechnet werden. Analog wird die
Steuerschuld fÄ ur die Personen errechnet, die nach dem Splittingtarif besteuert wer-
den. Auf diese Weise erhÄ alt man sechs EinkommensfÄ alle, die den Ä uberwiegenden
Teil des Lohnsteueraufkommens charakterisieren sollen.
Im zweiten Schritt werden die so bestimmten jeweiligen Steueraufkommen mit der
Gesamtzahl der Arbeitnehmer multipliziert und als ¯ktive Lohnsteueraufkommen in
die Lohnsteuergleichung eingesetzt, mit der dann die Anteilskoe±zienten der einzel-
nen EinkommensfÄ alle geschÄ atzt werden.
Aus der Multiplikation der Anteilskoe±zienten mit dem jeweiligen ¯ktiven Lohn-
steueraufkommen lassen sich dann SchÄ atzungen Ä uber die Anteile der sechs Einkom-
mensfÄ alle am tatsÄ achlichen Lohnsteueraufkommen berechnen. Diese SchÄ atzewerte
seien vertrÄ aglich mit den Angaben der Lohnsteuerstatistik.



































QLKt +R e s t s a i s o n
R
2 =0 ;9945 DW =0 ;71:
TLOH1N Lohnsteuer der Arbeitnehmer, nominal, Mrd. DM
Grundtarif (X) Steuerschuld auf ein Einkommen von X gemÄ a¼ Grundtarif, Tsd. DM
YBOH1N Bruttolohn- und gehaltsumme der Arbeitnehmer, nominal, Mrd. DM
ERAG1N BeschÄ aftigte Arbeitnehmer im Inland, Tausend
QLK Shiftvariable Konjunkturzuschlag zur Lohnsteuer,
1970Q3-1972Q4 6=0 ,s o n s t =0
Somit wird im Freiburger Modell auf eine SchÄ atzung der jeweils gÄ ultigen Einkom-
mensverteilung und auf eine genaue Erfassung von FreibetrÄ agen verzichtet. Nach
Meinung der Autoren liefert bereits die Zerlegung in sechs Einkommensklassen eine
hohe ErklÄ arungsgÄ ute, die fÄ ur makroÄ okonomische Simulationen hinreichend prÄ azise
sei (LÄ udeke, Hummel, RÄ udel, 1989, S. 52).
Die gesamte Einkommensteuer wird analog zur Lohnsteuer bestimmt. Nach der Be-
stimmung von KÄ orperschaft- und Kapitalertragsteuer kann die veranlagte Einkom-
mensteuer als RestgrÄ o¼e modelliert werden (LÄ udeke, Hummel, RÄ udel, 1989, S.52f).
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Auch die indirekten Steuern werden mit dem Ansatz (5) bzw. (6) und (7) bestimmt.
FÄ ur die Umsatzsteuer ergibt sich beispielsweise
TUMG1Nt =0 ;265
(1;0)
+ Va rKo f t ¢ CONH1Nt +R e s t s a i s o n






2 =0 ;9901 DW =0 ;49:
TUMG1Nt Umsatzsteuer, nominal, Mrd. DM
CONH1N Privater Verbrauch, nominal, Mrd. DM
QMWST Umsatzsteuersatz bzw. Mehrwertsteuersatz, Prozent
Va rKo f t Variabler Koe±zient der Gleichung
Sozialversicherungen
Die SozialversicherungsbeitrÄ age von Arbeitgebern und Arbeitnehmern werden wie-
derum Ä uber einen Ansatz mit variablen Koe±zienten bestimmt. FÄ ur die BeitrÄ age
der Arbeitnehmer SATG1Nt ergibt sich (LÄ udeke, Hummel, RÄ udel, 1989, S. 88f)
SATG1Nt = ¡0;756
(4;1)
+ Va rKo f t ¢ YBO H1Nt +0 ;086
(7;7)
PV (0;5)fSBGH1Ntg













2 =0 ;9993 DW =1 ;91:
YBO H1N Bruttolohn- und -gehaltsumme der Arbeitnehmer, nominal,
Mrd. DM
SBGH1N Beitragsbemessungsgrenze zur Rentenversicherung,
Tausend DM
QRV BT Beitragssatz zur Rentenversicherung, Prozent
QKV BT Durchschnittlicher Beitragssatz zur Krankenversicherung, Prozent
AV BH1N Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung, Prozent
QWGR Shiftvariable fÄ ur Sozialversicherungsreform: Weihnachtsgeld
abgabep°ichtig, ab 1984 jedes 4. Quartal=1, sonst=0





j! e¡¸Xt¡i¡j;i¸ 0; Poisson-verteilte Lags
Die SozialversicherungsbeitrÄ age der Arbeitgeber sind entsprechend modelliert. WÄ ah-
rend die BeitragssÄ atze zur Renten- und Krankenversicherung exogen sind, wird der
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Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung in AbhÄ angigkeit von der Zahl der Arbeits-
losen und vom Arbeitsangebot endogen bestimmt




(ALOG1Nt ¢ 100=ARBG1Nt)t¡1;t ¡4
R
2 =0 ;9279 DW =0 ;25:
AV BH1N Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung, Prozent




j¡i+1 ;j > i ¸ 0; gleichverteilte Lags
Sonstige Einnahmen
Bei den sonstigen Einnahmen handelt es sich um die VermÄ ogenseinkommen und
die Ä Ubertragungen der anderen Sektoren an den Staat. Diese Ä Ubertragungen sind
n u rs c h w e rm i tÄ okonomischen GrÄ o¼en erklÄ arbar und man mÄ u¼te eine gro¼e Anzahl
institutioneller Regelungen berÄ ucksichtigen. Das spricht dafÄ ur, diese GrÄ o¼en exo-
gen zu setzen. Der Nachteil dieses Vorgehens liegt darin, da¼ Prognosen erschwert
werden, weil dann eine gro¼e Zahl exogener Variablen zunÄ achst au¼erhalb des Mo-
dells prognostiziert werden mÄ u¼ten. Daher wird im Freiburger Modell ein Mittelweg
gewÄ ahlt: Wenn eine Variable als politisches Instrument unbedeutend ist, wird sie en-
dogenisiert. Auf eine Abbildung der institutionellen Details hat man verzichtet, die
GrÄ o¼en werden vielmehr an das Bruttosozialprodukt gekoppelt (LÄ udeke, Hummel,
RÄ udel, 1989, S. 62).
2.2.2 Ausgaben
Auf der Ausgabenseite werden der Ä o®entliche Verbrauch, sowie die Abschreibungen
des Staates, die geleisteten laufenden Ä Ubertragungen, die VermÄ ogensÄ ubertragungen
und die Zinszahlungen des Staates endogen erklÄ art. Als exogene GrÄ o¼en verbleiben
die realen Bruttobau- und -ausrÄ ustungsinvestitionen des Staates.
Der staatliche Verbrauch wird im Modell im wesentlichen durch den realen Brutto-
stundenlohnsatz und den Preisindex des Ä o®entlichen Verbrauchs erklÄ art, da Perso-
nalausgaben den grÄ o¼ten Teil des staatlichen Verbrauchs ausmachen (LÄ udeke, Hum-












2 =0 ;9945 DW =1 ;93:
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CONSDNt Ä O®entlicherVerbrauch, real, Mrd. DM
LSBG1N Bruttostundenlohnsatz, nominal, DM/Stunde
CONS2N Ä O®entlicher Verbrauch, Preisindex, 1980=100
Xt¡i;t¡j :=
Xt¡i+¢¢¢+Xt¡j
j¡i+1 ;j > i ¸ 0; gleichverteilte Lags
Die sozialen Leistungen des Staates an die privaten Haushalte hÄ angen in der Ver-
sion von 1989 positiv von der Entwicklung der Bruttolohn- und -gehaltsumme und
der Zahl der Arbeitslosen ab, wobei der variable Koe±zient der Bruttolohn- und
-gehaltsumme lediglich durch eine Shiftvariable beein°u¼t wird, die einen Struk-
turbruch ab 1975 widerspiegeln soll. In der aktuellen Version hÄ angt der variable
Parameter zusÄ atzlich vom Anteil der unter 15 und Ä uber 65 Jahre alten BevÄ olkerung
an der GesamtbevÄ olkerung und vom Anteil der nicht ErwerbstÄ atigen 15 bis 65 Jah-
re alten BevÄ olkerung an der BevÄ olkerung zwischen 15 und 65 Jahren ab. Au¼er-
dem werden die Arbeitslosenquote und Shiftvariablen, die die Wiedervereinigung
abbilden sollen, als erklÄ arende GrÄ o¼e fÄ ur den variablen Koe±zienten aufgenommen
(LÄ udeke, Hummel, RÄ udel, 1989, S. 66; LÄ udeke, 1998, S. 55).
D i eS u b v e n t i o n e nw e r d e nn i c h te x o g e ng e s e t z t ,w e i ls i ee i n es t a r k ee n d o g e n eK o m -
ponente enthalten. Der Grund dafÄ ur ist, da¼ die Subventionen in ihrer Abgrenzung
auch Steuerbefreiungen und -ermÄ a¼igungen enthalten, die einen gro¼en Anteil an
den Subventionen ausmachen. Steuerbefreiungen und -ermÄ a¼igungen sind wieder-
um stark mit dem Konjunkturzyklus und den Gewinnen korreliert. Daher ergibt
sich im Modell eine positive AbhÄ angigkeit der Subventionen von den Bruttogewin-
nen der Unternehmen. Ebenso ergibt sich eine positive AbhÄ angigkeit von der Zahl
der Arbeitslosen. Dies wird so interpretiert, da¼ steigende Arbeitslosigkeit zum Teil
mit ausscheidenden Unternehmen verbunden ist, was wiederum zu einer Senkung
der Subventionen fÄ uhrt (LÄ udeke, Hummel, RÄ udel, 1989, S. 67).
2.2.3 Staatliche Verschuldung und Zinszahlungen
Der Finanzierungssaldo ergibt sich als Di®erenz zwischen den gesamten Aus-
gaben und Einnahmen des Staates. Da die Nettoneuverschuldung nicht mit
diesem buchhalterischen Finanzierungssaldo Ä ubereinstimmt, wird die Nettoneu-
verschuldung gesondert erklÄ art. Die Gleichung enthÄ alt neben dem Finanzie-
rungssaldo den Saldo der Sozialversicherungen als erklÄ arende GrÄ o¼e, da dieser
den Hauptunterschied zur Abgrenzung von Finanzierungssaldo und Nettoneuver-
schuldung bildet. Die gesamte Staatsschuld ergibt sich de¯nitorisch aus der
Fortschreibung mit der Nettoneuverschuldung (LÄ udeke, Hummel, RÄ udel, 1989,
S. 70®).
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Die staatlichen Zinszahlungen werden im Prinzip wie im Sysifo-Modell bestimmt,
allerdings ergibt sich der Koe±zient der staatlichen Gesamtschuld variabel in
AbhÄ angig- keit von der durchschnittlichen Umlaufsrendite (LÄ udeke, Hummel, RÄ udel,
1989, S. 70) .
Auch im Freiburger Modell sind - wie im Sysifo-Modell - sowohl Variablen der
Einnahmen- als auch der Ausgabenseite exogen. Auch hier mu¼ der Anwender
bei Prognosen sowohl zum einen darauf achten, da¼ grundgesetzkonforme Finan-
zierungssalden im Staatssektor auftreten, zum anderen mu¼ er darauf achten, da¼
keine gro¼en dauerhaften De¯zite in den Sozialversicherungen auftreten.
2.3 Das Mehr-LÄ ander-Modell der Bundesbank
Die Deutsche Bank begann 1969 mit der Entwicklung eines eigenen makroÄ okonome-
trischen Modells. Die erste, im November 1971 fertiggestellte Version, die ausschlie¼-
lich die deutsche Wirtschaft abbildete, enthielt 33 Verhaltensgleichungen, wovon nur
drei Gleichungen auf die Ä o®entlichen Haushalte ent¯elen. Nachfolgende Versionen
gewannen deutlich an Umfang, wobei auch der staatliche Sektor ausgeweitet wurde.
Finanzpolitische Instrumente wurden in zunehmenden Ausma¼ berÄ ucksichtigt, die
Steuereinnahmen wurden disaggregiert und SozialversicherungsbeitrÄ age wurden ge-
trennt abgebildet. Im Jahr 1990 enthielt das Modell 17 Verhaltensgleichungen fÄ ur
den Staatssektor, insgesamt hatte das Modell 84 Verhaltensgleichungen. Danach
wurde die Modellierung des Staatssektors im Modell wieder stÄ arker aggregiert, so
da¼ in der aktuell dokumentierten Version von 1996 nur noch neun Verhaltensglei-
chungen auf den Staatssektor entfallen. Der Ä Ubergang zum Mehr-LÄ ander-Modell
fand in der ersten HÄ alfte der neunziger Jahre statt. Das Modell fÄ ur die deutsche
Wirtschaft wurde dabei mit acht kleineren Modellen der wichtigsten IndustrielÄ ander
verknÄ upft. In der aktuellen Version enthÄ alt das Mehr-LÄ ander-Modell insgesamt 292
Verhaltensgleichungen, wovon 75 Gleichungen die deutsche Wirtschaft beschreiben
(Jahnke, 1998, S.29®).
Die Deutsche Bank war bei der Entwicklung des Modells vorrangig an einer sorgfÄ alti-
gen Abbildung des monetÄ aren Transmissionsprozesses interessiert. Entsprechend er-
klÄ aren im Deutschlandblock zur Zeit 31 der 75 Verhaltensgleichungen die Geldmen-
ge, die ZinssÄ atze und die Wechselkurse (Jahnke, 1998, S. 30®). Einer detaillierten
Abbildung der Ä o®entlichen Haushalte wurde o®ensichtlich ein geringeres Gewicht
beigemessen, so da¼ der Staatsblock im Vergleich zum Sysifo-Modell und auch zum
Freiburger Modell eher klein ist.
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Auf der Einnahmenseite des Staates stehen im Modell vier Instrumente zur
VerfÄ u- gung: Der Mehrwertsteuersatz, der zusammengefa¼te Beitragssatz zu den
Sozialversicherungen sowie die KÄ orperschaftsteuersÄ atze fÄ ur einbehaltene und fÄ ur
ausgeschÄ uttete Gewinne. Auf der Ausgabenseite stehen nur die Ä o®entlichen
AusrÄ ustungs- und Bauinvestitionen zur VerfÄ ugung. Daher kann mit dem Mehr-
LÄ ander-Modell der Bundesbank nur eine - im Vergleich mit dem Sysifo-Modell -
relativ kleine Anzahl ¯skalpolitischer Fragen untersucht werden.
2.3.1 Einnahmen
Direkte Steuern
Die direkten Steuern sind im Modell nach Lohnsteuern und sonstigen direkten Steu-
ern getrennt. Zur Ermittlung des Lohnsteueraufkommens wird der durchschnittliche
Lohnsteuersatz lst Ä uber eine stochastische Gleichung bestimmt (Deutsche Bundes-
bank, 1996, S.122):




























=0 ;84 DW =1 ;11 SEE =0 ;79:
lst durchschnittlicher Lohnsteuersatz
lg Bruttolohn- und -gehaltsumme
b1 ErwerbstÄ atige
Q1, Q2, Q3 Quartalsdummies
dwu Wiedervereinigungsdummy, ab dem 3. Quartal 1990=1, sonst=0
Dahinter steht die Ä Uberlegung, da¼ die durchschnittliche Lohnsteuer aufgrund des
progressiven Lohnsteuertarifs mit steigender Bruttolohn- und -gehaltsumme pro
Kopf zunehmen sollte. Da die durchschnittliche Bruttolohn- und -gehaltsumme das
zu versteuernde Einkommen aufgrund der Beitragsbemessungsgrenze Ä uberzeichnet,
wird der konstante Faktor 0,85 eingefÄ uhrt. Die Ermittlung dieses Faktors ist nicht
dokumentiert. Weiter wird eine mit der durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehalt-
summe variierende Saison¯gur unterstellt. Das Lohnsteueraufkommen lost wird aus
der IdentitÄ at
lost =0 ;01 ¢ 0;85 ¢ lst¢ lg.
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bestimmt. Die Auswirkungen eines geÄ anderten Lohnsteuertarifs kÄ onnen im Modell
nicht simuliert werden, da der Benutzer keine MÄ oglichkeit hat, den Lohnsteuertarif
exogen vorzugeben.
FÄ ur die sonstigen indirekten Steuern wird eine Aufkommensgleichung geschÄ atzt,
die im wesentlichen von einem gleitenden Mittel der Bruttoeinkommen aus
UnternehmertÄ atigkeit und VermÄ ogen, von einem gleitenden Mittel des Lohnsteu-
eraufkommens sowie vom durchschnittlichen KÄ orperschaft- und Lohnsteuersatz
abhÄ angt (Deutsche Bundesbank, 1996, S. 123).
Indirekte Steuern
Die indirekten Steuern werden im Modell nach Umsatzsteuern und sonstigen indi-
rekten Steuern getrennt. Das Aufkommen der Umsatzsteuer ust ergibt sich gemÄ a¼























=0 ;996 DW =1 ;65 SEE =0 ;027:
mwst normaler Mehrwertsteuersatz
cp privater Verbrauch, nominal
cs staatlicher Verbrauch, nominal
ias AusrÄ ustungsinv. des Staates
ibs Bauinvestitionen des Staates
iw Bauinvestitionen im Wohnungsbau
dwu Wiedervereinigungsdummy, ab dem 3. Quartal 1990=1, sonst=0
Q1, Q2, Q3 Quartalsdummies
Die geringe ElastizitÄ at von 0,45 in der Gleichung kann zum einen damit erklÄ art wer-
den, da¼ ein Teil des Verbrauchs mit dem verminderten Mehrwertsteuersatz belastet
wird, zum anderen damit, da¼ die nominale Nachfrage bereits die durchschnittliche
Mehrwertsteuer enthÄ alt (Deutsche Bundesbank, 1996, S. 111, 118). Das Mehrwert-
steueraufkommen kann in Politiksimulationen Ä uber den exogenen Mehrwertsteuer-
satz mwst beein°u¼t werden. Die sonstigen indirekten Steuern hÄ angen im Modell
im wesentlichen von einem gewichteten Mittel der Bruttoeinkommen aus Unterneh-




Im Modell werden die gesamten SozialversicherungsbeitrÄ age getrennt nach Arbeit-
nehmern und Arbeitgebern modelliert. Als Instrument steht der Beitragssatz zu
den Sozialversicherungen sozb zur VerfÄ ugung. Die Beitragsgleichungen sind fÄ ur
Arbeitnehmer und Arbeitgeber analog und in Wachstumsraten der BeitrÄ age pro
























=0 ;93 DW =1 ;48 SEE =0 ;02:
wobei sozn/b1 die BeitrÄ age der Arbeitnehmer pro BeschÄ aftigten darstellen. Ent-
























=0 ;96 DW =1 ;36 SEE =0 ;01:
sozn SozialversicherungsbeitrÄ age der Arbeitnehmer
szaf SozialversicherungsbeitrÄ age der Arbeitgeber
sozb Beitragssatz zur Renten-, Arbeitslosen-, Kranken- u. P°egeversicherung
lg Bruttolohn- und -gehaltsumme
b1 ErwerbstÄ atige
Au®Ä allig ist der gro¼e Unterschied in den ElastizitÄ aten der Sozialversicherungsbei-
trÄ age pro Kopf in bezug auf den Beitragssatz. GemÄ a¼ der obigen SchÄ atzung konnten
Arbeitgeber einen Anstieg des Beitragssatzes weitgehend abwÄ alzen, z.B. durch Um-
schichtung hin zu nicht versicherungsp°ichtiger BeschÄ aftigung, Verlagerung der Pro-
duktion ins Ausland oder auch Entlassungen, so da¼ die relativ geringe ElastizitÄ at
von 0,38 resultiert. Bei den Arbeitnehmern betrÄ agt die ElastizitÄ at hingegen 0,89,
eine Steigerung des Beitragssatzes fÄ uhrt zu einem nahezu proportionalen Anstieg
der BeitrÄ age.
2.3.2 Ausgaben
Der nominale Staatsverbrauch cs wird im Mehr-LÄ ander-Modell der Bundesbank -
im Gegensatz zum Sysifo-Modell - endogen bestimmt. Als erklÄ arende GrÄ o¼e wird
zum einen das gesamtwirtschaftliche Tari°ohn- und -gehaltsniveau verwendet, da
die Personalausgaben einen Gro¼teil des staatlichen Verbrauchs ausmachen. Zum
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anderen wird der Finanzierungssaldo des Staates relativ zum Bruttosozialprodukt

























=0 ;81 DW =1 ;99 SEE =0 ;019:
cs staatlicher Verbrauch, nominal
¯ss Finanzierungssaldo der Ä o®entlichen Haushalte, Einnahmen
abzÄ uglich Ausgaben
bsp Bruttosozialprodukt
ltgm w Tari°ohn- und -gehaltsniveau auf Monatsbasis in Westd., 1991=100
dwu Wiedervereinigungsdummy, ab dem 3. Quartal 1990=1, sonst=0
Neben dem Staatsverbrauch werden auch die EinkommensÄ ubertragungen Ä uber eine
Verhaltensgleichung erklÄ art. Diese EinkommensÄ ubertragungen beinhalten im Mo-
dell sÄ amtliche Leistungen der Sozialversicherungen, Sozialhilfe, Kindergeld und son-
stige Transfers. Die EinkommensÄ ubertragungen hÄ angen von den NettolÄ ohnen pro
ErwerbstÄ atigen multipliziert mit der Arbeitslosenzahl ab, um den E®ekt steigen-
der Arbeitslosigkeit auf die EinkommensÄ ubertragungen einzufangen. Als weitere
erklÄ arende GrÄ o¼e tritt das Produkt aus Bruttolohn- und -gehaltsniveau pro Kopf
m i td e rn i c h te r w e r b s t Ä atigen BevÄ olkerung auf. Hiermit wird die Lohnbezogenheit
























=0 ;997 DW =1 ;90 SEE =1 ;53:
trn EinkommensÄ ubertragungen an private Haushalte
ln Nettoeinkommen aus unselbstÄ andiger Arbeit
lg Bruttolohn- und -gehaltsumme
b1 ErwerbstÄ atige
arl Arbeitslose
wobs BevÄ olkerung unter 15 und Ä uber 65 Jahren
Q1, Q2, Q3 Quartalsdummies
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2.3.3 Staatssektor der Auslandsmodelle
In den AuslandsblÄ ocken des Mehr-LÄ ander-Modells ist der Staatssektor wesentlich
aggregierter modelliert als im Inlandsmodell. Auf der Einnahmenseite werden in-
direkt die Einnahmen der Ä o®entlichen Haushalte TDN aus direkten Steuern und
SozialversicherungsbeitrÄ agen abzÄ uglich Ä Ubertragungen an private Haushalte ermit-
telt:
TDN = G + FS¡ TIS;
wobei G der Staatsverbrauch, FS der Finanzierungssaldo und TIS die Einnahmen
aus indirekten Steuern abzÄ uglich Subventionen sind. Der durchschnittliche direk-
te und indirekte Steuersatz ergibt sich aus dem jeweiligen Steueraufkommen und
der Bemessungsgrundlage. Bei den direkten Steuern wird diese durch das Volks-
einkommen approximiert, bei den indirekten Steuern durch die Gesamtnachfrage.
Dabei wird die VerÄ anderung der SteuersÄ atze durch autoregressive SchÄ atzfunktionen
beschrieben (Deutsche Bundesbank, 1996, S.55).
Auf der Ausgabenseite wird das VerhÄ altnis der Staatsnachfrage GR zum realen Brut-
toinlandsprodukt BIPR endogen geschÄ atzt, wobei von einem langfristig konstanten
VerhÄ altnis ausgegangen wird. Kurz- bis mittelfristig wird die langfristige Beziehung
durch antizyklische Reaktionen aufgrund einer VerÄ anderung der Arbeitslosenquote











+ ®2¢ARLQ + ®3¢GAPQ:
In den einzelnen LÄ andern ergeben sich langfristig Staatsnachfragequoten zwischen
17 Prozent und 24 Prozent. Die StaatsblÄ ocke der Auslandsmodelle sind damit
vollstÄ andig endogen. Daher ist es beispielsweise nicht vorgesehen, Simulationen Ä uber
die Auswirkungen auslÄ andischer Fiskalpolitik auf die deutsche Wirtschaft durch-
zufÄ uhren.
2.4 Das Konstanzer Ungleichgewichtsmodell
Das Konstanzer Ungleichgewichtsmodell unterscheidet sich in seiner Konzeption
grundlegend von den bisher behandelten Modellen. Das Modell kann als neokey-
nesianisch charakterisiert werden, d.h. es wird von Mengenrationierungen aufgrund
starrer Preise auf Arbeits- und GÄ utermÄ arkten ausgegangen. Auf diese Weise entste-
hen temporÄ are Gleichgewichte bei nicht gerÄ aumten MÄ arkten.
Das Modell besteht aus 36 stochastischen Gleichungen und 32 De¯nitionen (Heile-
mann, Wolters, 1998, S. 20). Damit ist es das kleinste der hier betrachteten Modelle.
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Die stochastischen Gleichungen sind vom 1. Quartal 1960 bis zum 4. Quartal 1994
mit westdeutschen Daten geschÄ atzt, es wird also ausschlie¼lich die westdeutsche
Wirtschaft abgebildet. Das Modell wird hauptsÄ achlich zur Analyse der Auswirkun-
gen identischer exogener Schocks bzw. politischer Ma¼nahmen in unterschiedlichen
Regimen verwendet (Franz, GÄ oggelmann, Winker, 1997, S. 15®; Franz, GÄ oggelmann,
Winker, 1998, S. 156®).
Der Staatssektor im Konstanzer Ungleichgewichtsmodell hat in etwa den gleichen
Umfang wie der Staatssektor im Mehr-LÄ ander-Modell der Bundesbank. Ä Uber Ver-
haltensgleichungen werden auf der Ausgabenseite die staatliche GÄ uternachfrage ohne
die staatliche Bruttoinvestition, die sozialen Leistungen und die Zinszahlungen der
Ä o®entlichen Haushalte erklÄ art. Auf der Einnahmenseite werden die Lohnsteuer, die
restlichen direkten Steuern, die gesamten indirekten Steuern sowie die SozialbeitrÄ age
getrennt nach Arbeitnehmern und Arbeitgebern erklÄ art. Insgesamt werden also acht
stochastische Gleichungen fÄ ur den Staatssektor geschÄ atzt. (Franz, GÄ oggelmann,
Winker, 1998, S. 143®).
Neben einigen Besonderheiten in der Spezi¯kation der einzelnen Gleichungen un-
terscheidet sich der Staatssektor im Konstanzer Ungleichgewichtsmodell von den
bisher betrachteten Modellen vor allem dadurch, da¼ die Gleichungen konsequent
in Fehlerkorrekturform geschÄ atzt sind. Da die meisten Ä okonomischen Reihen ein
deutlich nichtstationÄ ares Verhalten aufweisen, besteht die Gefahr, da¼ man in einer
Regression signi¯kante ZusammenhÄ ange erhÄ alt, obwohl die Variablen in Wirklich-
keit voneinander unabhÄ angig sind. Eine SchÄ atzung in Fehlerkorrekturform verhin-
dert solche Scheinbeziehungen. Ein weiterer Vorteil dieses Ansatzes liegt darin, da¼
von vorneherein eine klare Unterscheidung zwischen dem langfristigen Gleichgewicht
und der kurzfristigen Dynamik der Variablen getro®en wird. Dabei ergibt sich die
langfristige Gleichgewichtsbeziehung aus der Theorie. Ä Uber die kurzfristige Dyna-
mik sagt die Theorie in der Regel wenig aus, so da¼ diese im wesentlichen durch die
Daten bestimmt wird (Enders, 1995; Banerjee [u.a.], 1993).
2.4.1 Einnahmen
Die Steuereinnahmen werden im Modell in Lohnsteuer, sonstige direkte Steuern
sowie indirekte Steuern unterteilt. Die Lohnsteuer STd;l hÄ angt langfristig von der
Bruttolohn- und -gehaltsumme je BeschÄ aftigten wb und von der BeschÄ aftigtenzahl
Lb ab. Dabei soll wb das zu versteuernde Einkommen approximieren (Franz, GÄ oggel-





























































=0 ;99; Q(8) = 19;94; Q(12) = 22;25:
Dabei bezeichnen Q(8) und Q(12) die Box-Pierce Q-Statistiken mit 8 bzw. 12 Lags.
Eine ErhÄ ohung von wb bei gegebener BeschÄ aftigtenzahl dÄ urfte aufgrund des progres-
siven Tarifs langfristig zu einer stÄ arkeren ErhÄ ohung des Einkommens fÄ uhren als eine
prozentual gleich gro¼e ErhÄ ohung der BeschÄ aftigung bei gegebenem Einkommen.
Die ElastizitÄ aten von 1,764 bezÄ uglich wb und 0,648 bezÄ uglich Lb bestÄ atigen diese
Annahme. Ä Anderungen im Steuersystem werden nur mit Hilfe von Dummies erfa¼t,
die fÄ ur einen Zeitraum mit einheitlicher Besteuererung den Wert Eins, sonst Null
annehmen. Die Dummies sind nicht dokumentiert.
FÄ ur die sonstigen direkten Steuern wird eine Fehlerkorrekturgleichung geschÄ atzt, in
der der langfristige Zusammenhang zwischen sonstigen direkten Steuern STd;s und
dem Bruttoeinkommen aus UnternehmertÄ atigkeit und VermÄ ogen BUV modelliert
wird. Die sonstigen direkten Steuern sind kurzfristig von der Lohnsteuer STd;l
abhÄ angig, weil LohnsteuerrÄ uckerstattungen mit der Einkommensteuer verrechnet
werden. Es werden die gleichen Steuertarifdummies wie in der Lohnsteuergleichung
verwendet. FÄ ur die Gleichgewichtsbeziehung ergibt sich eine ElastizitÄ at von 1. Die




















































=0 ;80; Q(8) = 9;01; Q(12) = 13;25:
Die indirekten Steuern STi werden zusammengefa¼t geschÄ atzt, d.h. sie beinhalten
Produktionssteuern, nichtabziehbare Umsatzseuer und Einfuhrabgaben. Als langfri-
stig erklÄ arende GrÄ o¼en werden das reale Bruttoinlandsprodukt ohne die WertschÄ op-
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fung des Staates Y und der dieser GrÄ o¼e zugeordnete Preisindex p verwendet. Ein
mÄ oglicher Ein°u¼ des Au¼enhandelssaldos konnte nicht festgestellt werden. Die
Phasen unterschiedlicher MehrwertsteuersÄ atze werden wiederum durch Dummies




































R2 =0 ;95; Q(8) = 7;08; Q(12) = 9;36:
Theoretisch ist davon auszugehen, da¼ eine ErhÄ ohung von Y zu einer grÄ o¼eren Zu-
nahme der indirekten Steuern fÄ uhrt als eine prozentual gleich gro¼e ErhÄ ohung von
p, weil mit steigendem Einkommen der Anteil der GÄ uter mit ermÄ a¼igtem Steuersatz
zurÄ uckgeht. Die SchÄ atzergebnisse bestÄ atigen die Annahme.
Die SchÄ atzung der SozialbeitrÄ age bezieht sich auf die tatsÄ achlichen und auf die un-
terstellten SozialbeitrÄ age von Arbeitgebern SOZBu und Arbeitnehmern SOZBb.
Diese Unterscheidung wird durchgefÄ uhrt, um die Belastung des Faktors Arbeit er-
mitteln zu kÄ onnen. Als approximative Bemessungsgrundlage werden der Lohnsatz
wb und die Anzahl der BeschÄ aftigten Lb verwendet. Wenn der Lohn steigt, ent-
s t e h tz w a re i n eh Ä ohere Abgabe, die Bemessungsgrenzen verhindern aber eine stetige
Zunahme. Die BeschÄ aftigtenzahl approximiert die Beitragszahler, so da¼ bei stei-
gender BeschÄ aftigtenzahl mit hÄ oheren BeitrÄ a g e nz ur e c h n e ni s t . A u fd e ra n d e r e n
Seite dÄ urften bei steigender BeschÄ aftigung die BeitragssÄ atze in der Arbeitslosen-
und Krankenversicherung tendenziell zurÄ uckgehen.
Die BeitrÄ age von Arbeitgebern und Arbeitnehmern werden mit der Zellner-Methode
(SUR) simultan geschÄ atzt, um eine mÄ ogliche Korrelation der StÄ orterme zu erfassen.
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R2 =0 ;96; Q(8) = 12;05; Q(12) = 14;06:












































































R2 =0 ;98; Q(8) = 10;95; Q(12) = 11;63:
Eine LohnerhÄ ohung fÄ uhrt also bei Arbeitnehmern und Arbeitgebern zu hÄ oheren
Einnahmen als eine prozentual gleich gro¼e ErhÄ ohung der BeschÄ aftigung, bei den
Arbeitnehmern ist der Unterschied in den langfristigen ElastizitÄ aten jedoch nicht
sehr gro¼.
2.4.2 Ausgaben
Die staatliche GÄ uternachfrage Cs hÄ angt im Modell langfristig von der Zahl der
BeschÄ aftigten im Ä o®entlichen Sektor Lb;s und den Zinszahlungenen der Ä o®entlichen
Haushalte Zs ab. Mit den Zinszahlungen soll berÄ ucksichtigt werden, da¼ der Aus-
gabenspielraum mit zunehmender Verschuldung enger wird. Au¼erdem wurde ein
Trend T aufgenommen, um die sich im Zeitablauf Ä andernden Ausgaben pro BeschÄ af-







































=0 ;966 Q(8) = 9;64 Q(12) = 19;10:
Wie erwartet geht die staatliche GÄ uternachfrage langfristig mit steigender Zinslast
zurÄ uck.
Ä Ahnlich wie im Mehr-LÄ ander-Modell der Bundesbank beinhalten die so-
zialen Leistungen SOZLs sÄ amtliche Leistungen der Sozialversicherungen,
Sozialhilfe, Kindergeld und sonstige Transfers. FÄ ur die langfristige Be-
ziehung wird angenommen, da¼ mit steigendem Wohlstand die Nach-
frage nach sozialen Leistungen - insbesondere im Gesundheitsbereich -
Ä uberproportional zunimmt. Der steigende Wohlstand wird durch das reale
Bruttoinlandsprodukt Y approximiert. Ein weiterer Bestimmungsfaktor der
sozialen Leistungen ist die Situation auf dem Arbeitsmarkt gemessen am Ausla-
stungsgrad fÄ ur Arbeit DUL. Je angespannter die Lage (je kleiner DUL), desto
hÄ oher sind die Zahlungen der Arbeitslosenversicherung.





































=0 ;824; Q(8) = 5;54; Q(12) = 11;07:
Die SchÄ atzung liefert also die die hohen langfristigen ElastizitÄ aten -5,010 fÄ ur den
Auslastungsgrad der Arbeit und 2,576 fÄ ur das Bruttoinlandsprodukt.
2.5 Das Fair-Modell
Die erste Version des Fair-Modells wurde 1974 entwickelt. Seitdem wird das Modell
von Fair weiterentwickelt und aktualisiert. Die jeweils aktuellste Version ist Ä uber
das Internet verfÄ ugbar (Fair, 1999).
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Das Modell steht in zwei Varianten zur VerfÄ ugung: Als Ein-Land-Modell, in dem
die US-amerikanische Wirtschaft abgebildet wird und als Mehr-LÄ ander-Modell, in
dem das US-Modell eingebettet ist. Dabei unterscheidet sich das eingebettete US-
Modell vom US-Modell nur dadurch, da¼ die Exporte und der Preisindex der Importe
endogen werden (Fair, 1994, S. 248).
FÄ ur die Betrachtung des ¯skalischen Sektors wird im folgenden ausschlie¼lich das
US-Modell betrachtet. Das Modell umfa¼t aktuell 131 Gleichungen, von denen 30
Ä okonometrisch geschÄ atzt werden. Bei der SchÄ atzung wird der - verglichen mit den
bisher betrachteten deutschen Modellen - sehr lange Zeitraum vom 1. Quartal 1954
bis zum 2. Quartal 1999 (182 Quartale) berÄ ucksichtigt. Von Anfang an verwendete
Fair ausschlie¼lich konsistente SchÄ atzmethoden wie 2SLS, 3SLS und FIML (Fair,
1999; Fair, 1994, S. 219®; Fair, 1984, S. 208®).
Im Staatssektor des Modells werden die Einnahmen und Ausgaben getrennt fÄ ur
die Regierungs- und fÄ ur die Bundesstaatsebene ermittelt (Fair, 1994, S. 355). Auf
der Einnahmenseite werden fÄ ur beide GebietskÄ orperschaften die Lohnsteuer, die
Gewinnsteuer und die Umsatzsteuer modellendogen bestimmt. Die Sozialversi-
cherungsbeitrÄ age von Arbeitgebern- und Arbeitnehmern sind jedoch nur auf Re-
gierungsebene endogen. Als Instrumente der Einnahmenseite stehen entsprechend
Einkommensteuerparameter sowie die durchschnittlichen Umsatzsteuer- und Sozial-
versicherungsbeitragssÄ atze zur VerfÄ ugung (Fair, 1994, S. 356®).
Im Unterschied zu den oben behandelten deutschen Modellen werden sÄ amtliche Ein-
nahmen Ä uber IdentitÄ aten ermittelt. Die Einnahmen ergeben sich also einfach als
Produkt aus Steuersatz und Bemessungsgrundlage. Nur bei der IdentitÄ at zur Er-
mittlung der Lohnsteuer wurde ansatzweise versucht, die ProgressivitÄ at des Tarifs
zu berÄ ucksichtigen. Dabei wird wie folgt vorgegangen (Fair, 1994, S. 44f). Die
IdentitÄ at zur Ermittlung der Lohnsteuer TH lautet (Fair, 1994, S. 365)
TH =[ D1+( ( TAU¢ YT)=POP)]YT; (8)
wobei D1 der exogene Lohnsteuerparameter, YT das zu versteuernde Einkommen
der Haushalte und POP die BevÄ olkerung (16 Jahre und Ä alter) ist. Der Progres-
sivitÄ atsparameter TAU wird ermittelt, indem der SchÄ atzzeitraum in Teilperioden
eingeteilt wird, in denen es keine grÄ o¼eren Ä Anderungen des Einkommensteuerrechts
gab. Dann wurden zwei Annahmen bezÄ uglich des Zusammenhangs von TH und YT
getro®en. Zum einen soll in einer Teilperiode
TH=POP =[ D + TAU(YT= POP)](YT= PO P)+u
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gelten, wobei u eine Zufallsvariable ist. Zum anderen wird angenommen, da¼ eine
SteuerrechtÄ anderung D,a b e rn i c h tTAU beein°u¼t. Dies fÄ uhrt zu einer SchÄ atzglei-
chung der Form





®idumi (YT= POP)t + ut;
wobei dumi eine Dummyvariable ist, die in Teilperiode i den Wert Eins annimmt
und sonst Null ist, ®i sind die zugehÄ origen Koe±zienten. Die Werte von ®i sind
dann die geschÄ atzten Werte fÄ ur D in der Teilperiode i. Auf diese Weise kann die
ProgressivitÄ at des Lohnsteuertarifs grob abgebildet werden (Fair, 1994, S. 45). Aus
IdentitÄ at (8) und dem geschÄ atzten Wert fÄ ur TAU kann dann D1 ermittelt werden:
D1=TH=YT ¡ (TAU¢ YT)=POP:
Im Modell wird D1a l se x o g e n eG r Ä o¼e behandelt. Die SchÄ atzung von TAU wird
getrennt fÄ ur Regierungs- und Bundesstaatsebene durchgefÄ uhrt. Der Ansatz Ä ahnelt
dem Vorgehen bei der Ermittlung der Lohn- und Umsatzsteuer im Konstanzer Un-
gleichgewichtsmodell.
Auch die Ausgabenseite des Staates wird fast vollstÄ andig durch IdentitÄ aten be-
stimmt. Die Ausgaben des Staates fÄ ur GÄ uter sowie die Zahl der staatlich
BeschÄ aftigten sind exogen. Die Lohnentwicklung im Staatssektor ist an den LÄ ohnen
im Unternehmenssektor gekoppelt. Transfers aus Sozialversicherungen und Sub-
ventionen sind ebenfalls exogen (Fair, 1994, S. 355®). Die einzige stochastische












2 =0 ;995 SEE =0 ;06586 DW =2 1 ;9 b ½ =0 ;8202
(15;92)
SchÄ atzzeitraum: 1994.1 - 1999.2,
wobei U die Anzahl der Arbeitslosen und WF den durchschnittlichen Stundenlohn
bezeichnet. Es wurde ein autoregressiver Fehlerterm 1. Ordnung modelliert, b ½ ist
die SchÄ atzung des zugehÄ origen Koe±zienten.
Bei der Ermittlung der Zinszahlungen des Staates wird berÄ ucksichtigt, da¼ die Zins-
zahlungen in jedem Quartal von der Menge der in der Vergangenheit ausgegebenen
Staatsanleihen und den in jedem Quartal vorherrschenden Zinsniveau abhÄ angig sind.
Um die Verbindung vom Niveau der Netto¯nanzanlagen des Staates AG zum Niveau
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der Zinszahlungen des Staates INTGherzustellen, wird zunÄ achst jAGj¡jAG¡1j be-
rechnet. Dies ist die NettoÄ anderung des Wertes der staatlichen Wertpapiere von ei-
ner Periode zur nÄ achsten. Der Wert der aktuell ausgegebenen Wertpapiere des Staa-
tes ergibt sich aus dieser Di®erenz zuzÄ uglich dem Wert der alten Wertpapiere, die in
der aktuelle Periode fÄ allig werden. Es wird nun angenommen, da¼ der Staat kurzfri-
stige Wertpapiere und langfristige Wertpapiere ausgibt. Die kurzfristigen Wertpa-
piere laufen ein Quartal, die langfristigen k Quartale, wobei k geschÄ atzt werden soll.
Weiter wird angenommen, da¼ der Anteil ¸ der NettoÄ anderung jAGj¡jAG¡1j durch
die Ausgabe von langfristigen Wertpapieren bestimmt wird. Der Wert der langfri-
stigen Wertpapiere BG, die im aktuellen Quartal ausgegeben werden, ist dann
BG = ¸(jAGj¡j AG¡1j)+BG¡k;
wobei ¸ als Konstante aufgefa¼t wird. Die Regierung zahlt den Zinssatz RS auf
seine kurzfristigen Wertpapiere und RB ¡´ auf die langfristigen Papiere. Dabei ist
RB der AAA-Anleihenzinssatz und ´ ist eine zu schÄ atzende Konstante, die positiv
sein sollte, weil der Staat Ä ublicherweise einen geringeren Zinssatz als den AAA-






(RBi ¡ ´)BGi +
1
400
RS (1 ¡ ¸)jAGj:
Die ZinssÄ atze werden durch 400 geteilt, um Quartalszinsen in Prozent zu erhalten.
Fair ermittelt mit Hilfe einer Suchprozedur Parameterwerte fÄ ur k, ¸ und ´,d i ed i e








INTGt ¡ d INTGt
´2
minimieren, wobei T die Zahl der Beobachtungen und d INTG der fÄ ur die jeweilige
Parameterkombination prognostizierte Wert von INTG ist (Fair, 1994, S. 133®).
Aktuell erweisen sich k = 17, ´ =0 ;4u n d¸ =0 ;35 als optimale Werte (Fair, 1999).
2.6 Das Quarterly Projection Model (QPM) und Multimod
Mark III
Das Quartely Projection Model (QPM) ist ein von der Bank of Canada entwickeltes
Quartalsmodell der kanadischen Wirtschaft. Das Modell unterscheidet sich in zwei
Punkten wesentlich von den bisher betrachteten Modellen.
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Zum einen haben die Modellbauer sich entschlossen, die Bereiche der kurz- bis mit-
telfristigen Dynamik und des langfristigen Gleichgewichts in zwei separate Modelle
aufzuspalten. Im Steady State-Modell SSQPM wird das langfristige Gleichgewicht
bestimmt. Das QPM simuliert die dynamischen Pfade der einzelnen Variablen von
den Anfangsbedingungen zum Steady State, wobei vorausschauende Erwartungen
unterstellt werden. Das SSQPM kann unabhÄ angig vom QPM genutzt werden. Ins-
besondere kann man mit dem SSQPM die Wirkungen wirtschaftspolitischer Ma¼-
nahmen auf den Steady State analysieren (Black [u.a.], 1994, S. 1®).
Zum anderen sind QPM und SSQPM vollstÄ andig kalibriert. Als Grund fÄ ur diese Ent-
scheidung gegen eine SchÄ atzung der Parameter wird angefÄ uhrt, da¼ alle verfÄ ugbaren
SchÄ atzmethoden fÄ ur ein (gro¼es) Ä okonometrisches Modell unangemessen seien. Da-
her betrachtet Coletti ([u.a.], 1994, S. 59®) eine Kalibrierung der Modellparame-
ter als geeignetere Methode, um mit dem Modell gute kurzfristige Prognosen und
gleichzeitig ein gutes mittel- bis langfristiges Verhalten bei Politiksimulation zu er-
zielen. Der Nachteil dieses Ansatzes besteht darin, da¼ QPM und SSQPM nicht im
Ä okonometrischen Sinn getestet und daher auch nicht verworfen werden kÄ onnen..
Bei der Konstruktion des QPM und des SSQPM wurde ein sehr hohes Gewicht
auf die theoretische Konsistenz der Modelle gelegt. Dazu hat man versucht, das
Blanchard-Weil-Modell (BW-Modell) mÄ oglichst unverÄ andert im SSQPM umzusetzen
(Black [u.a.], 1994, S. 3). Bei dem BW-Modell handelt es sich um ein Modell
fÄ ur eine o®ene Volkswirtschaft mit Ä uberlappenden Generationen. Dieses Modell
sei mittlerweile der Standardansatz zur Analyse einer o®enen Volkswirtschaft, weil
es die NettovermÄ ogensposition des betrachteten Landes im Ausland und die daraus
folgenden Konsequenzen fÄ ur die Handelsbilanz sowie den realen Wechselkurs erklÄ aren
kann, was in den meisten alternativen AnsÄ atzen nicht mÄ oglich sei.
Das BW-Modell ist im Kern wie folgt konstruiert: Nutzenmaximierende Haushalte
bestimmen ihr Steady State-VermÄ ogen. Gewinnmaximierende, unter vollkomme-
ner Konkurrenz agierende Unternehmen bestimmen den optimalen Steady State-
Kapitalstock, der Staat bestimmt das Schuldenniveau im Gleichgewicht. Die PlÄ ane
von Haushalten, Unternehmen und dem Staat werden Ä uber Variationen in der Net-
tovermÄ ogensposition im Ausland miteinander vereinbar gemacht. Daraus entstehen
der Schuldendienst bzw. die empfangenen Schuldzinsen des Inlandes sowie die lau-
fende Kapitalbilanz. Daraus folgt unmittelbar das notwendige Niveau der Handels-
bilanz. Der reale Wechselkurs ist im Modell die zentrale Variable, die dafÄ ur sorgt,
da¼ die notwendigen HandelsstrÄ ome tatsÄ achlich auftreten. Das Steady State ist al-
so dadurch gekennzeichnet, da¼ die gewÄ unschten BestÄ ande erreicht werden und die
StromgrÄ o¼en mit diesen BestÄ anden vereinbar sind (Black [u.a.], 1994, S. 4).
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Im BW-Modell ¯nanziert der Staat seinen Konsum durch Kreditaufnahme oder Be-
steuerung der Konsumenten. Zu beachten ist, da¼ die Steuer eine Lump Sum-Steuer
ist. Da Arbeit unelastisch angeboten wird, entsteht keine Verzerrung durch die Ein-
kommensbesteuerung. DarÄ uber hinaus haben Regierungsausgaben keinen Ein°u¼
auf die Konsumentscheidungen der Konsumenten, d.h. Staatsausgaben werden in
dem Modell als reine Verschwendung betrachtet. Dies ist nur eine vereinfachende
Annahme. Es wÄ urde sich nichts am realen Gleichgewicht Ä andern, wenn man Nutzen
aus Staatsverbrauch zulie¼e (Black [u.a.], 1994, S. 17; Coletti [u.a.], 1996, S. 50).
Bei der Umsetzung des BW-Modells im SSQPM mu¼ten einige Erweiterungen hin-
zugefÄ ugt werden, um da¼ SSQPM mit den Daten vereinbar zu machen und die
MÄ oglichkeiten der Politikanalyse zu erweitern, obwohl einige der Erweiterungen mit
der Theorie des BW-Modells nicht konsistent sind. Dazu gehÄ oren die EinfÄ uhrung
relativer Preise, die Zerlegung der Nettoexporte in Importe und Exporte, die Locke-
rung der Annahme eines kleinen Inlands sowie die EinfÄ uhrung von RisikoprÄ amien auf
unterschiedliche VermÄ ogensanlagen. FÄ ur den Staatssektor werden indirekte Steuern
sowie Gewinnsteuern hinzugefÄ ugt (Black [u.a.], 1994, S. 21).
Das BW-Modell ist ein Ein-Gut-Modell, so da¼ natÄ urlicherweise keine relativen Prei-
se bestimmt werden kÄ onnen. Da in der RealitÄ at jedoch betrÄ achtliche Schwankungen
in den relativen Preisen auftreten, wird im SSQPM diesen Schwankungen Rechnung
getragen werden. Indirekte Steuern werden berÄ ucksichtigt, um mit dem Modell un-
terschiedliche Kombinationen aus direkten und indirekten Steuern analysieren zu
kÄ onnen. Es sei naheliegend, die Betrachtung der indirekten Steuern und der re-
lativen Preise zusammenzufassen, weil eine Ä Anderung der indirekten Steuern bzgl.
einzelner GÄ uter das GefÄ uge der relativen Preise beein°u¼t (Black [u.a.], 1994, S. 23).
Im SSQPM gibt es fÄ ur jede Ausgabenkomponente zwei Preise - den Konsumen-
tenpreis (einschlie¼lich indirekter Steuern) und den Produzentenpreis (zu Faktorko-
sten). Absolute Preisniveaus werden im Steady State-Modell nicht betrachtet, alle
Preise werden vielmehr relativ zum Ä aquivalenten Preis des aggregierten Outputs
gemessen. Da auch das SSQPM weiterhin nur eine Ein-Gut-Ä Okonomie behandelt,
werden die indirekten Steuern auf die Verwendungen so interpretiert, da¼ ein und
dasselbe Gut je nach Verwendung anders besteuert wird (Black [u.a.], 1994, S. 23f).
Der Marktpreis eines Gutes z wird durch pz gekennzeichnet, die zugehÄ origen Faktor-
kosten durch e pz. Die indirekte Steuer auf das Gut z ist dann ¿z. Der Zusammenhang
























Aus der IdentitÄ at (9) folgt p =( 1+¿y)pfc,w o b e ip der aggregierte Marktpreis und
pfc der entsprechende Preis zu Faktorkosten ist.
ZusÄ atzlich werden noch Steuern auf Zinseinkommen, Dividende und Gewinne im
SSQPM modelliert. Die EinfÄ uhrung einer Gewinnsteuer ¿k beein°u¼t die Bedingung
erster Ordnung zur Gewinnmaximierung der Unternehmen (Black [u.a.], 1994, S.
74):














'k RisikoprÄ amie auf Finanzanlagen
® Lohnquote
» Wachstumsrate des arbeitsvermehrenden technischen Fortschritts
n Wachstumsrate der BevÄ olkerung
Das zusÄ atzliche Einkommen des Staates aus der Gewinnsteuer betrÄ agt letztendlich
¿k®y (Black [u.a.], 1994, S. 28). Aus der BerÄ ucksichtigung der Steuern auf Lohnein-
kommen, der aggregierten indirekten Steuer, der Gewinnsteuer sowie der Seigniorage
















'gb RisikoprÄ amie auf Staatsanleihen
w Arbeitseinkommen
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Im SSQPM kÄ onnen fÄ ur den Staatssektor folgende GrÄ o¼en exogen vorgegeben wer-
den: Das Verschuldungsniveau des Staates im Gleichgewicht gemessen am Quotien-
ten gb=y,d a sV e r h Ä altnis des Staatskonsums zum Output g=y fÄ ur den Steady State,
die indirekten SteuersÄ atze ¿z und und den Gewinnsteuersatz ¿k. Der direkte Steu-
ersatz ¿w wird dann Ä uber eine Reaktionsfunktion so gesteuert, da¼ die gewÄ unschte
Schulden- und Konsumquote im Steady State erreicht werden (Black [u.a.], 1994, S.
17f, S. 68; Coletti [u.a.], 1996, S. 50).
Zur Wahl der Schuldenquote als exogene GrÄ o¼e ist noch anzumerken, da¼ im QPM-
Modell keine Ricardianische Ä Aquivalenz gilt. Die Wahl der Schuldenquote hat also
einen Ein°u¼ auf die realen GrÄ o¼en im Steady State. Die Wahl der Schuldenquote
als Politikvariable hat deshalb den Vorteil, da¼ das Steady State sich nicht aufgrund
der Dynamik der Schuldenentwicklung Ä andern kann (Coletti [u.a.], 1996, S. 51).
Die Reaktionsfunktion des direkten Steuersatzes wird im dynamischen Modell QPM














Alle Variablen mit hochgestelltem SS sind GrÄ o¼en, die im SSQPM bestimmt werden.
Damit ist ¿w;SS der direkte Steuersatz, der im Steady State mit der gewÄ ahlten Staats-
und Schuldenquote konsistent ist, (gb=y)
SS ist entsprechend die exogene Steady
State-Schuldenquote; ´ und ¹ sind zu kalibrierende Parameter. Falls die aktuelle
Schuldenquote grÄ o¼er als die Steady State-Quote ist, wird der direkte Steuersatz
ansteigen (¹>0; 0 <´<1). Die darauf steigenden Einnahmen sorgen dafÄ ur, da¼
sich die Schuldenquote in Richtung ihres Steady State-Niveaus bewegt.
Ein anderes Modell, das sehr gro¼e Ä Ahnlichkeit mit dem QPM hat, ist das Multimod
Mark III-Modell (MM3) des Internationalen WÄ ahrungsfonds (Laxton [u.a.], 1998).
Auch im MM3 werden das Steady State und die dynamische LÄ osung in separaten
Modellen bestimmt. Im Gegensatz zum QPM ist das MM3 ein Mehr-LÄ ander-Modell,
in dem fÄ ur die sieben grÄ o¼ten IndustrielÄ ander und einem Block 14 kleinerer Indu-
strielÄ ander analoge Steady State- und dynamische Modelle kalibriert und teilweise
Ä okonometrisch geschÄ atzt werden (Laxton [u.a.], 1998, S. 2).
Die Steady State-Modelle des MM3 orientieren sich ebenfalls am Blanchard-Weil-
Modell. Daher sind die Staatssektoren im MM3 und im QPM sehr Ä ahnlich mo-
delliert. Auch im MM3 werden die VerhÄ altnisse der Staatsschuld und der Staats-
ausgaben zum Bruttoinlandsprodukt exogen vorgegeben. Wiederum sichert eine
Reaktionsfunktion, deren Parameter kalibriert sind, da¼ der direkte Steuersatz sich




Die Staatssektoren der betrachteten deutschen Modelle sind relativ einheitlich mo-
delliert. Die Frage, welche Variablen des Staatssektors endogen ermittelt werden
und welche Variablen als Instrumente zur VerfÄ ugung stehen sollen, wurde in allen
Modellen Ä ahnlich entschieden. Ebenso weisen die Verhaltensgleichungen bezÄ uglich
der verwendeten erklÄ arenden Variablen und teilweise auch bezÄ uglich der funktiona-
len Form gro¼e Ä Ahnlichkeit auf. Der grÄ o¼te Unterschied liegt im Aggregationsgrad
des Staatssektors. Dabei reicht das Spektrum von einer hohen Disaggregation im
Sysifo-Modell bis hin zum relativ aggregierten Staatssektor des Bundesbankmodells.
In den stochastischen Gleichungen zur ErklÄ arung von Steuern und BeitrÄ agen wird in
den meisten FÄ allen das Produkt aus Steuertarif bzw. Beitragssatz und Bemessungs-
grundlage als Regressor verwendet. Unterschiede kÄ onnen hier lediglich im Aufwand
festgestellt werden, der betrieben wurde, um die Bemessungsgrundlage zu appro-
ximieren. Als Instrumente der Einnahmenseite stehen in den Modellen die durch-
schnittlichen SteuersÄ atze und der aggregierte Beitragssatz zu den Sozialversicherun-
gen zur VerfÄ ugung. Nur das Sysifo-Modell und das Freiburger Modell gestatten eine
detaillierte Vorgabe des Einkommensteuertarifs. Im Sysifo-Modell kÄ o n n e na u c hd i e
einzelnen BeitragssÄ atze zu den Sozialversicherungen vorgegeben werden.
Auf der Ausgabenseite wird meist der staatliche Konsum endogen in AbhÄ angigkeit
vom verzÄ ogerten Konsum und von den Personalausgaben geschÄ atzt. Im Mehr-
LÄ ander-Modell der Bundesbank und im Konstanzer Ungleichgewichtsmodell werden
zusÄ atzlich der Finanzierungssaldo der Ä o®entlichen Haushalte bzw. die Zinszahlun-
gen auf Staatsschulden zur ErklÄ arung der Staatsausgaben aufgenommen, da der
¯skalische Spielraum durch diese GrÄ o¼en begrenzt wird. Investitionsausgaben des
Staates werden in allen deutschen Modellen exogen gesetzt. Die Transfers werden
ebenfalls Ä uber stochastische Gleichungen geschÄ atzt, wobei im Freiburger Modell, im
Konstanzer Ungleichgewichtsmodell und im Mehr-LÄ ander-Modell der Bundesbank
jeweils die gesamten Transfers erklÄ art werden. Lediglich im Sysifo-Modell werden
die einzelnen Transferkomponenten getrennt ausgewiesen. Im Sysifo-Modell wurde
auch versucht, alle gesetzlichen Anpassungsregeln, z.B. zur Anpassung der Renten,
zu berÄ ucksichtigen.
Betrachtet man auf der anderen Seite die auslÄ andischen Modelle, so zeigen sich gro¼e
Unterschiede im Aufbau des jeweiligen Staatssektors und der Modelle insgesamt im
Vergleich zu den deutschen Modellen. Am ehesten ist noch das Fair-Modell mit den
deutschen Modellen vergleichbar, denn es kann - wie die deutschen Modelle - als
kurz- bis mittelfristig ausgelegtes, Ä okonometrisch geschÄ atztes Modell charakterisiert
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werden. Im Gegensatz zu den deutschen Gleichungen verwendet Fair jedoch fast
ausschlie¼lich IdentitÄ aten zur Beschreibung der einzelnen staatlichen Einnahmen
und Ausgaben.
Im Multimod Mark III-Modell und im Quarterly Projection Model wird ein sehr
gro¼es Gewicht auf die theoretische Konsistenz des Modells gelegt. Im Gegensatz
zu den anderen Modellen weisen diese beiden Modelle ein langfristiges Wachstums-
gleichgewicht in Strom- und BestandsgrÄ o¼en auf. Ein ¯skalischer Schock wirkt in
diesen Modellen Ä uber die Haushaltsde¯zite auf die Staatsschulden, die wiederum die
zukÄ unftigen KonsummÄ oglichkeiten beein°ussen. Diese Verbindung zwischen Schul-
denanhÄ aufung und zukÄ unftigen KonsummÄ oglichkeiten wird in den anderen Modellen
nicht berÄ ucksichtigt, so da¼ eine schulden¯nanzierte ErhÄ ohung der Staatsausgaben
auch langfristig grundsÄ atzlich wohlfahrtssteigernd ist. Fiskalpolitik dieser Art wird
somit zum "free lunch". Ein anderer Grund fÄ ur das Auftreten einer kostenfreien ex-
pansiven Fiskalpolitik ist die naive, ausschlie¼lich rÄ uckwÄ artsgerichtete Erwartungs-
bildung in vielen Modellen (Coletti [u.a.], 1996, S. 20; Laxton [u.a.], 1998, S. 6f,
12f). Im MM3 und im QPM sind solche "free lunches" nicht mÄ oglich, es gilt aber
auch nicht das Ricardianische Ä Aquivalenztheorem: Fiskalpolitik hat durchaus reale
Auswirkungen, denn fÄ ur das Beispiel der schulden¯nanzierten Staatsausgaben steigt
der Konsum anfÄ anglich, im Steady State ist er jedoch niedriger als die BasislÄ osung
(Black [u.a.], 1994, S. 55). Ein Nachteil dieser formal strikten Modellierung ist ein
extrem hoher Aggregationsgrad des Staatssektors. Im MM3 und im QPM stehen im
Prinzip nur die staatlichen Ausgaben als Instrument zur VerfÄ ugung, so da¼ nur sehr
wenige ¯skalpolitische Fragen mit den Modellen untersucht werden kÄ onnen. Beson-
ders das QPM hat noch den weiteren Nachteil, da¼ es aufgrund der Kalibrierung der
Parameter keine MÄ oglichkeit gibt, die zugrunde liegende Theorie zu testen (Coletti,
1996, S. 64).
Es stellt sich die Frage, wie der Staatssektor modelliert sein sollte, um aktuellen
¯skalpolitischen Fragestellungen gerecht zu werden. Hier ist beispielsweise an die
Auswirkungen einer Ä Anderung der Steuerstruktur von direkten hin zu indirekten
Steuern zu denken. Diese kann durch eine Ä okologische Steuerreform oder durch eine
ErhÄ ohung der Mehrwertsteuer bei gleichzeitiger Senkung der Sozialversicherungsbei-
tragssÄ atze bzw. der Lohnsteuer herbeigefÄ uhrt werden. Alternativ lÄ a¼t sich fragen,
welche Auswirkungen eine Senkung der direkten Steuern bei nur teilweiser oder gar
keiner Gegen¯nanzierung hat, was einen schrittweisen Abbau der Leistungen der
Sozialversicherungen und eine Entwicklung zu mehr privater Vorsorge impliziert.
Im Staatssektor eines makroÄ okonometrischen Modells sollten daher in je-
dem Fall die aufkommenstÄ arksten Steuern als auch die Sozialversicherungs-
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beitrÄ age Ä uber eine Verhaltensgleichung abgebildet werden. Zur Modellie-
rung der Lohnsteuer sollte ein relativ aufwendiger Ansatz gewÄ ahlt wer-
den - wie beispielsweise im Sysifo oder auch im Freiburger Modell -
um die ProgressivitÄ at des Tarifs hinreichend zu berÄ ucksichtigen. Eine relativ aufwen-
dige Modellierung der MineralÄ olsteuern - wie im Sysifo-Modell - ist notwendig, wenn
die Wirkungen einer Ä okologischen Steuerreform untersucht werden sollen. Mittel-
bis langfristig zielt eine Ä Okosteuer jedoch auf einen Strukturwandel hin zu weniger
energieintensiven Sektoren. Daher ist eine Disaggregation des Produktionsblocks
notwendig, wenn die Auswirkungen auf den Strukturwandel untersucht werden sol-
len. Auf der Ausgabenseite sollten der staatliche Verbrauch, die Zinszahlungen
sowie die laufenden Ä Ubertragungen an die Haushalte endogenisiert werden, wobei
die rechtlichen Anpassungsregeln zu berÄ ucksichtigen sind.
Schlie¼lich stellt sich die Frage, ob das Gesamtmodell - wie das QPM bzw. das
MM3-Modell - eher langfristig ausgelegt sein sollte oder ob man einen eher kurz-
bis mittelfristig orientierten Ansatz wie in den restlichen vorgestellten Modellen
wÄ ahlen sollte. Aus der Sicht des Staatssektors dÄ urfte die Entscheidung fÄ ur oder
gegen Modelle des QPM- bzw. MM3-Typs in der Praxis von der Fristigkeit der
Fragestellungen abhÄ angen. FÄ ur kurz- bis mittelfristige Prognosen und Politikanaly-
sen dÄ urfte ein Staatssektor wie im Sysifo-Modell vorzuziehen sein, weil mit ihm ein
wesentlich breiteres Spektrum ¯skalpolitscher Fragen behandelt werden kann und
weil die oben beschriebenen "free lunch"-Probleme in der kurzen bis mittleren Frist
keine Rolle spielen. Erst fÄ ur lÄ angerfristige Fragestellungen, wie z.B. die Ermittlung
der Auswirkungen einer Renten- oder einer Ä okologischen Steuerreform, werden Mo-
delle des QPM- bzw. MM3-Typs interessant. Voraussetzung ist jedoch eine stÄ arkere
Disaggregation des Staatssektors in diesen Modellen.
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